Mustervertrag – Vereinbarung zur gemeinsamen Förderbeantragung des Förderbausteins „Beratungs- und Vorplanungsleistungen für Gebäude- und Wärmenetze“ im Münchner Förderprogramm Klimaneutrale Gebäude
Hinweis: Dieser Mustervertrag stellt einen Vorschlag des Referats für Klima- und Umweltschutz dar und muss im Einzelfall angepasst werden. Das Referat für Klima- und Umweltschutz übernimmt keine Garantie oder Haftung für die Verwendung des Mustervertrags.

Zwischen

[Name, Anschrift, Geburtsdatum]
(im Folgenden: „Antragsteller*in“)

Und

[Name 2, Anschrift, Geburtsdatum]
[Name 3, Anschrift, Geburtsdatum]
[Name 4, Anschrift, Geburtsdatum]
(im Folgenden: „Mitbeteiligte“)

– gemeinsam auch als „die Parteien“ bezeichnet –
wird folgender privatrechtlicher Vertrag geschlossen:

§ 1 Zweck der Vereinbarung

(1) Die Parteien beabsichtigen, gemeinsam eine Förderung von „Beratungs- und Vorplanungsleistungen für Gebäude- und Wärmenetze“ zu beantragen und die Fördermittel zur Verwirklichung eines gemeinsamen Projekts zu verwenden.

(2) Die Antragstellung dieser Beratungs- und Vorplanungsleistung erfolgt ausschließlich durch den*die Antragsteller*in im Interesse und im Namen aller Parteien.

(3) Die bewilligten Fördermittel sind zur gemeinsamen, zweckgebundenen Verwendung bestimmt und werden anteilig gemäß § 6 auf die Parteien verteilt.

§ 2 Antragstellung und Zuwendungsempfang

(1) Der Förderantrag wird durch den*die Antragsteller*in gestellt. Die Mitbeteiligten erklären sich ausdrücklich mit der Antragstellung einverstanden und bevollmächtigen den*die Antragsteller*in alle rechtserheblichen Erklärungen gegenüber der Landeshauptstadt München im Rahmen der Antragstellung und Durchführung der Förderung abzugeben.

(2) Die Auszahlung der Fördermittel erfolgt ausschließlich an den*die Antragsteller*in. Die Parteien sind sich einig, dass die Mittel gemäß § 6 aufgeteilt oder verwendet werden.

(3) Der*die Antragsteller*in verpflichtet sich, die Fördermittel ausschließlich zur Durchführung des gemeinsamen Projekts und in Übereinstimmung mit den Förderbedingungen zu verwenden.

§ 3 „Antrag vor Auftrag“ – Förderkonforme Umsetzung

(1) Die Parteien erkennen ausdrücklich an, dass für die Förderung das Prinzip „Antrag vor Auftrag“ gilt. Es dürfen vor Antragstellung und  Bewilligungsbestätigung keine rechtsverbindlichen Aufträge, Bestellungen oder Ausgaben erfolgen.

(2) Jede Partei verpflichtet sich, keine Maßnahmen oder Ausgaben zu veranlassen, die gegen diese Vorgabe verstoßen und die Förderfähigkeit gefährden könnten. Insbesondere verpflichtet sich der*die Antragsteller*in dazu den Verwendungsnachweis sowie alle notwendigen Unterlagen rechtzeitig bei der Förderstelle einzureichen.

(3) Im Falle eines Verstoßes haftet die verantwortliche Partei allein für daraus entstehende Nachteile (z. B. Rückforderungen oder Nichtbewilligung). Die übrigen Parteien sind schadlos zu halten.

(4) Vor jeder geplanten Maßnahme, die Projektkosten verursacht, ist Rücksprache zwischen  dem*der Antragsteller*in und allen Mitbeteiligten zu halten.

§ 4 Verwendung der Mittel und Vorleistungen

(1) Die mit der Antragstellung und Durchführung verbundenen förderfähigen Kosten werden zunächst vom*von der Antragsteller*in getragen. Die Parteien können sich vor der Beauftragung der Beratungsleistungen darauf einigen, dass die Mitbeteiligten der*dem Antragsteller*in ihren Anteil an den Beratungskosten im Voraus überweisen. In diesem Fall erfolgt die spätere Rückzahlung des jeweiligen Förderanteils durch die*den Antragsteller*in gemäß §7. 

(2) Nach Auszahlung der Förderung werden die Mittel gemäß der Beteiligung der Parteien verwendet und ggf. an die Mitbeteiligten ausgezahlt.

(3)  Die Mitbeteiligten verpflichten sich zur anteiligen Erstattung gemäß § 6 der über die Förderung hinausgehenden Kosten sowie gegebenenfalls nicht förderfähiger Kosten.

§ 5 Rückzahlungspflichten und Absicherung

(1) Sollte die Förderung nur teilweise bewilligt werden oder Rückforderungen seitens der Fördergeberin entstehen, verpflichten sich die Mitbeteiligten, ihren Anteil an der Differenz oder Rückforderung anteilig gemäß § 6 an den*die Antragsteller*in zu zahlen.

(2) Gleiches gilt für nicht erstattete oder von der Förderung ausgeschlossene Kosten, sofern diese nach gemeinsamer Abstimmung entstanden sind.

(3) Zur Absicherung dieser Ansprüche kann der*die jenige, der*die die Kosten getragen hat, ein schriftliches Schuldanerkenntnis oder eine Rückzahlungsvereinbarung von den übrigen Mitbeteiligten verlangen. Gleiches gilt für etwaige Vorauszahlungen der Mitbeteiligten an die*den Antragsteller*in im Falle von § 4 Abs. 1 S. 2 dieser Vereinbarung.Die*der Antragsteller*in erstellt auf Wunsch eine Empfangsbestätigung. 

§ 6 Beteiligungsverhältnis

Die Beteiligung der Parteien und die Verteilung der Fördermittel sowie etwaiger Verpflichtungen erfolgt in folgendem Verhältnis:

	Name
	Anteil [%]
	Bemerkung

	[Antragsteller/in]
	XX %
	Hier ist ein Freitext, wie die Verteilung durchgeführt wurde (anhand der Heizlast oder gleichverteilt oder Sonstiges)

	[Mitbeteiligter 1]
	XX %
	

	[Mitbeteiligter 2]
	XX %
	

	[Mitbeteiligter 3]
	XX %
	



§ 7 Zahlungsmodalitäten

(1) Nach Eingang der Fördermittel beim*bei der Antragsteller*in verpflichtet sich diese*r, die anteiligen Förderbeträge gemäß § 6 innerhalb von 14 Kalendertagen an die jeweiligen Mitbeteiligten auszuzahlen.

(2) Die Auszahlung erfolgt per Banküberweisung auf die von den Mitbeteiligten angegebenen Konten. Die Mitbeteiligten haben ihre Bankverbindung dem*der Antragsteller*in spätestens bei Projektbeginn schriftlich mitzuteilen.

(3) Der*die Antragsteller*in ist berechtigt, etwaige von ihm*ihr vorgestreckte Ausgaben oder nicht durch Förderung gedeckte Kosten anteilig vor Auszahlung vom jeweiligen Förderanteil in Abzug zu bringen. Die Abrechnung erfolgt transparent.

(4) Für alle weiteren Zahlungsverpflichtungen der Mitbeteiligten gegenüber dem*der Antragsteller*in (z. B. bei Rückforderungen, nicht gedeckten Kosten) gilt:
Der fällige Betrag ist innerhalb von 14 Kalendertagen nach schriftlicher Zahlungsaufforderung auf folgendes Konto zu überweisen:

· Kontoinhaber/in: [Name Antragsteller/in]
· IBAN: [IBAN]
· BIC: [BIC]
· Bank: [Bankname]
· 

(5) Eine Zahlung gilt als erfolgt, sobald der Betrag dem benannten Konto gutgeschrieben wurde. Bei Auszahlungen an die Mitbeteiligten erstellt der*die Antragsteller*in auf Wunsch eine Bestätigung.

§ 8 Verzug und Folgen

(1) Kommt eine Partei ihren Zahlungsverpflichtungen oder sonstigen Mitwirkungspflichten aus dieser Vereinbarung nicht fristgerecht nach, so gerät sie ohne weitere Mahnung nach Ablauf von 14 Kalendertagen gemäß §7 Abs. 1 und § 7 Abs. 4 nach Fälligkeit automatisch in Verzug.

(2) Für fällige Geldleistungen ist während des Verzugs ein Verzugszins in Höhe von X %-Punkten über dem Basiszinssatz (§ 247 BGB) jährlich zu zahlen. Die Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens bleibt unberührt.

(3) Verzug tritt auch ein, wenn eine Partei trotz schriftlicher Aufforderung nicht rechtzeitig die zur Abrechnung, Nachweisführung oder Projektumsetzung erforderlichen Informationen, Unterlagen oder Nachweise liefert.

(4) Entstehen dem*der Antragsteller*in durch den Verzug eines Beteiligten finanzielle Nachteile, Zinskosten, Förderkürzungen oder Rückforderungen, so ist der*die in Verzug befindliche Beteiligte zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.

(5) Der*die Antragsteller*in ist berechtigt, bei Zahlungsverzug eine Mahnpauschale von X € pro Mahnung geltend zu machen. Gesetzliche Rechte bleiben unberührt.

§ 9 Informations- und Nachweispflichten

(1) Der*die Antragsteller*in verpflichtet sich, die Mitbeteiligten über den Verlauf des Antragsverfahrens, Bewilligungsbescheide, Auflagen und Verwendungsnachweise zu informieren.

(2) Auf Wunsch haben die Mitbeteiligten Einsicht in relevante Antragsunterlagen, Abrechnungen und Belege.

(3) Die Mitbeteiligten verpflichten sich, bei Bedarf Nachweise oder Dokumente zur zweckentsprechenden Mittelverwendung beizutragen.

§ 10 Laufzeit und Kündigung

(1) Diese Vereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft und gilt bis zur vollständigen Abwicklung der Förderung einschließlich etwaiger Prüfzeiträume.

(2) Dieser Vertrag kann  vor Ablauf der Projektlaufzeit nur aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn Tatsachen vorliegen, auf Grund derer dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles und unter Abwägung der Interessen beider Vertragsteile die Fortsetzung des Dienstverhältnisses bis zum Ablauf der Kündigungsfrist oder bis zu der vereinbarten Beendigung des Dienstverhältnisses nicht zugemutet werden kann.

(3) Die Kündigung kann nur innerhalb von zwei Wochen erfolgen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Kündigungsberechtigte von den für die Kündigung maßgebenden Tatsachen Kenntnis erlangt. Der Kündigende muss dem anderen Teil auf Verlangen den Kündigungsgrund unverzüglich schriftlich mitteilen.

§ 11 Schlussbestimmungen

(1) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform.

(2) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unberührt.

(3) Gerichtsstand ist – soweit gesetzlich zulässig – München.
(4) Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland.



München, [XX.XX.XXXX]


Unterschriften:

_________________________________
Antragsteller/in:

_________________________________
Mitbeteiligter 1:

_________________________________
Mitbeteiligter 2:

________________________________
Mitbeteiligter 3:

 
